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Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

es vergeht im Steuerrecht kein Jahreswechsel ohne eine Flut von 
Änderungen. Damit Sie im Dickicht der Neuregelungen den Über-
blick behalten, haben wir alle wichtigen Änderungen, die zum Jah-
reswechsel in Kraft getreten oder ab 2017 zu beachten sind, für 
Sie zusammengestellt. Wichtig sind vor allem die verschärften Vor-
gaben für die Kassenführung und die geänderten Bilanzierungsvor-
schriften, die erstmals für die Bilanz 2016 zwingend zu beachten 
sind. Unternehmen wie Privatpersonen sind außerdem von der Mo-
dernisierung des Besteuerungsverfahrens betroffen, die zum Groß-
teil aber erst in den nächsten Jahren spürbar wird. Ein wichtiges 
Änderungsgesetz ist dagegen noch nicht wie geplant in Kraft getre-
ten. Dem Zweiten Bürokratieentlastungsgesetz müssen Bundestag 
und Bundesrat nämlich erst noch zustimmen; es wird dann rück-
wirkend zum 1. Januar 2017 in Kraft treten. Hier ist der Überblick 
über die Beiträge dieser Ausgabe: 
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STEUERTERMINE 2 – 3/2017 

 Feb Mär 

Umsatzsteuer mtl. 10. 10. 

Umsatzsteuer viertelj. - - 

Lohnsteuer 10. 10. 

Einkommensteuer - 10. 

Körperschaftsteuer - 10. 

Vergnügungsteuer 10. 10. 

Gewerbesteuer 15. - 

Grundsteuer 15. - 

SV-Beitragsnachweis 22. 27. 

Fälligkeit der SV-Beiträge 24. 29. 
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Änderungen für Unternehmer 
Für Unternehmen bringt der Jahreswechsel diesmal ver-
gleichsweise wenige, aber dafür bedeutsame Änderungen. 
Jeder Jahreswechsel bringt unweigerlich Änderungen im Steuer-
recht. Manchmal schafft es die Politik, diese in einem oder zwei 
großen Änderungsgesetzen zusammenzufassen. Dieses Jahr vertei-
len sich die Änderungen dagegen auf viele Änderungsgesetze, die 
zum Großteil im Lauf des Jahres 2016 beschlossen wurden. Einige 
Änderungen sind auch schon älter und treten erst jetzt in Kraft 
oder sind – wie im Fall des Zweiten Bürokratieentlastungsgesetzes 
– noch gar nicht endgültig verabschiedet. 

Damit Sie den Überblick behalten, sind hier die wichtigsten Ände-
rungen zusammengefasst, die zum 1. Januar 2017 wirksam gewor-
den sind. Neben den hier aufgeführten Änderungen enthält das 
erst Mitte Dezember 2016 verabschiedete „Gesetz zur Umsetzung 
der Änderungen der EU-Amtshilferichtlinie und von weiteren Maß-
nahmen gegen Gewinnkürzungen und -verlagerungen“ noch viele 
weitere Neuregelungen für grenzüberschreitende Sachverhalte und 
bestimmte Spezialfälle, die ebenfalls zum Jahreswechsel in Kraft 
getreten sind. 

· Kassenführung: Ab 2017 
gelten die verschärften Re-
geln für Registrierkassen, 
Waagen mit Kassenfunktion 
und Taxameter ohne Aus-
nahme. Kassen müssen jeden 
Geschäftsvorfall einzeln, voll-
ständig, richtig, zeitgerecht 
und geordnet aufzeichnen. Außerdem müssen die Geschäftsvorfäl-
le unveränderbar und maschinell auswertbar gespeichert werden. 
Bei diesen schon 2010 festgelegten Regeln ist mit dem Jahres-
wechsel die Gnadenfrist für Altgeräte ausgelaufen. Im letzten Jahr 
sind die Regeln weiter verschärft worden und setzen ab 2020 zu-
sätzlich den Einsatz einer Sicherheitseinrichtung zum Schutz vor 
Manipulationen voraus. 

· Bilanzierung: Die 2015 erfolgten Neuregelungen im Bilanzrecht 
durch das Bilanzrichtlinie-Umsetzungsgesetz sind für das nach dem 
31. Dezember 2015 beginnende Geschäftsjahr verbindlich anzu-
wenden, wirken sich also in den meisten Fällen erstmals in der 
Bilanz für 2016 aus. Ausführliche Informationen dazu enthält der 
Beitrag „Neue Regeln für den Jahresabschluss 2016“. 

· Künstlersozialabgabe: Der Abgabesatz sinkt 2017 gleich um 
0,4 % auf jetzt 4,8 %. Die Künstlersozialabgabe müssen alle Unter-
nehmen abführen, die künstlerische und publizistische Leistungen 
verwerten. Bemessungsgrundlage für die Abgabe sind alle in einem 
Kalenderjahr an selbständige Künstler und Publizisten gezahlten 
Entgelte. 

Das sind jedoch noch nicht alle Neuregelungen, die zum Jahres-
wechsel zu beachten sind. Die Änderungen durch das Zweite Büro-
kratieentlastungsgesetz sollten eigentlich schon im letzten Jahr 
verabschiedet werden, aber eine Debatte über die ursprünglich 
enthaltene und dann wieder gestrichene Anhebung der Umsatz-
grenze für Kleinunternehmer hat das Gesetzgebungsverfahren ver-
zögert. Auch über die Höhe der Anhebung der Grenze für Kleinbe-
tragsrechnungen wird noch diskutiert sowie über die mögliche Ein-
führung weiterer Erleichterungen, insbesondere eine Erhöhung der 
GWG-Grenze. Das Gesetz soll nach der Verabschiedung dann rück-

KURZ NOTIERT 

Änderung der Amtshilferichtlinie 
und weitere Maßnahmen 

In der letzten Sitzung des Jahres 2016 hat 
der Bundesrat eines der umfangreichsten 
Steueränderungsgesetze des letzten Jah-
res verabschiedet. Einige der darin ent-
haltenen Änderungen betreffen viele 
Steuerzahler und sind in anderen Beiträ-
gen dieser Ausgabe ausführlicher erläu-
tert. Kern des Gesetzes ist aber die Um-
setzung der OECD-Empfehlungen von 2015 
über Maßnahmen gegen Gewinnverkür-
zungen und –verlagerungen. Das Gesetz 
enthält daher in erster Linie Änderungen 
für grenzüberschreitende Sachverhalte, 
von denen die wichtigsten hier zusam-
mengefasst sind. 

· Änderungen der EU-Amtshilferichtlinie 
werden in deutsches Recht umgesetzt. 
Das betrifft insbesondere die Ver-
pflichtung zum automatischen Infor-
mationsaustausch der EU-Staaten 
über grenzüberschreitende steuerliche 
Vorbescheiden und Vorabverständigun-
gen über Verrechnungspreise. 

· Multinationale Konzerne müssen künf-
tig eine dreistufige Dokumentation 
von Verrechnungspreisen führen und 
einreichen. 

· Eine Übertragung von Betriebsantei-
len zum Buchwert setzt künftig vo-
raus, dass die stillen Reserven beim 
Empfänger steuerverstrickt bleiben. 

· Ein Sonderbetriebsausgabenabzug ist 
nun ausgeschlossen, wenn die Aufwen-
dungen in einem anderen Staat steu-
ermindernd berücksichtigt wurden. 

· Ausgleichszahlungen zur Vermeidung 
eines Versorgungsausgleichs sind nur 
noch dann als Sonderausgabe abzieh-
bar, wenn der Empfänger unbe-
schränkt steuerpflichtig ist. 

· Für Abfindungen wird eine Besteue-
rung durch den früheren Tätigkeits-
staat als Regelfall festgeschrieben. 

· Verschiedene Urteile des Bundesfi-
nanzhofs zur Gewerbesteuer werden 
durch gesetzliche Regelungen ausge-
hebelt. Das betrifft unter anderem die 
Ermittlung des Gewerbeertrags von 
Organgesellschaften und die im Au-
ßensteuergesetz geregelte Hinzu-
rechnung. 

· Die Zerlegung der Körperschaftsteuer 
kann ab 2019 zentral von einem Fi-
nanzamt durchgeführt werden und 
nicht mehr wie bisher vom jeweiligen 
Betriebsstättenfinanzamt. 
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wirkend zum 1. Januar 2017 in Kraft treten. Bis es soweit ist, 
gibt es daher keine Garantie, dass alle folgenden Änderungen 
tatsächlich unverändert kommen.  

· Lieferscheine: Lieferscheine sind als Handels- oder Geschäfts-
briefe aufbewahrungspflichtig, und zwar auch dann, wenn sich 
die Angaben aus den Rechnungen ergeben. Lieferscheine müs-
sen bisher mindestens sechs Jahre lang aufbewahrt werden, und 
sogar zehn Jahre lang, wenn sie als Buchungsbeleg verwendet 
werden. Weil eine Rechnung ohnehin stets Angaben zu Menge 
und Art der gelieferten Ware enthalten muss, wird die Aufbe-
wahrungspflicht für Lieferscheine nun weitgehend gestrichen. 
Bei empfangenen Lieferscheinen endet die Aufbewahrungsfrist 
künftig mit dem Erhalt der Rechnung und bei abgesandten Lie-
ferscheinen mit dem Versand der Rechnung. Davon ausgenom-

men sind lediglich Liefer-
scheine, die auch als Bu-
chungsbeleg verwendet wer-
den – diese sind wie bisher 
aufzubewahren. Die verkürz-
te Aufbewahrungspflicht gilt 
für alle Lieferscheine, deren 
Aufbewahrungspflicht noch 
nicht abgelaufen ist. 

· Kleinbetragsrechnungen: In Rechnungen über Kleinbeträge bis 
zu 150 Euro müssen nicht sämtliche Pflichtangaben für eine 
Rechnung enthalten sein. Es genügen das Datum, die Adresse 
des Rechnungsausstellers, die Aufstellung der Waren oder Leis-
tungen und der Rechnungsbetrag sowie der Umsatzsteuersatz 
oder Steuerbetrag. Die bisherige Grenze von 150 Euro wird vo-
raussichtlich auf 200 Euro angehoben. 

· Lohnabrechnung: Arbeitgeber mit maximal 4.000 Euro Lohn-
steuer im Jahr müssen die Lohnsteueranmeldung nur einmal im 
Quartal abgeben. Diese Grenze wird auf 5.000 Euro angehoben. 
Außerdem wird das vereinfachte Verfahren zur Berechnung der 
fälligen Sozialversicherungsbeiträge allen Arbeitgebern eröffnet. 
Mehr dazu finden Sie im Beitrag „Änderungen für Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer“. ³ 

 

Änderungen im Besteuerungsverfahren 
Das Besteuerungsverfahren wird in vielen Punkten moderni-
siert, die teilweise schon ab diesem Jahr Auswirkungen haben. 
Von der Steuererklärung über den Steuerbescheid bis hin zu einem 
möglichen Rechtsbehelf soll das Steuerverfahren ab 2017 vollstän-
dig elektronisch erledigt werden können. Das ist der Kern des Ge-
setzes zur Modernisierung des Besteuerungsverfahrens, das groß-
teils zum Jahreswechsel in Kraft getreten ist. Trotzdem wirken 
sich die meisten Änderungen nicht unmittelbar aus, weil sie Steu-
ererklärungspflichten und -veranlagungen des Jahres 2017 betref-
fen, die erst 2018 anlaufenden. 

· Datenübermittlung: Der rechtliche Rahmen für die elektroni-
schen Datenübermittlungspflichten von Unternehmen und Orga-
nisationen wurde vereinheitlicht. Nur noch verfahrensspezifi-
sche Sonderregeln für einzelne Datenübermittlungspflichten von 
Arbeitgebern, Sozialversicherungsträgern, Versicherungen und 
Banken werden in den jeweiligen Spezialgesetzen geregelt. 

 

Zurechnung von Steuervoraus-
zahlungen bei Ehegatten 

Bei Eheleuten darf das Finanzamt in der 
Regel davon ausgehen, dass der eine 
Partner mit einer Zahlung die Schuld des 
anderen mit begleichen will. Allein die 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens über 
das Vermögen eines Ehegatten lässt ohne 
ausdrückliche Absichtserklärung des ande-
ren Ehegatten noch nicht den Schluss zu, 
dass dieser ab sofort nur noch seine eige-
nen Steuerschulden tilgen will. Das Fi-
nanzamt hat daher nach Meinung des Fi-
nanzgerichts Niedersachsen zu Recht die 
fällige Erstattung zu hoher Vorauszahlun-
gen zur Hälfte mit den Steuerschulden 
des insolventen Ehegatten verrechnet. 

 

Überlassung von Praxis- 
räumen an Ärzte 

Bei der reinen Überlassung von Praxis-
räumen samt Ausstattung durch einen 
Arzt an andere Ärzte handelt es sich we-
der um eine ärztliche noch um eine arzt-
ähnliche Leistung. Eine solche Überlas-
sung kann zwar einer Heilbehandlung die-
nen, stellt aber selbst keine Heilbehand-
lung dar, meint das Finanzgericht Müns-
ter. Die Überlassung ist daher  nicht um-
satzsteuerfrei.  

 

Nachweis der Investitionsabsicht 
für einen Investitionsabzugsbetrag 

In zwei Urteilen hat der Bundesfinanzhof 
entschieden, dass zwar der Unternehmer 
die Beweislast für eine Investitionsabsicht 
trägt, wenn er nachträglich einen Investi-
tionsabzugsbetrag geltend machen will. 
Die Durchführung einer Investition ist 
aber ein gewichtiges Indiz für die Existenz 
einer entsprechenden Investitionsabsicht. 
Im Gegensatz zur Finanzverwaltung sieht 
der Bundesfinanzhof jedoch keinen Grund 
mehr, beim Investitionsabzugsbetrag wie 
früher bei der Ansparabschreibung einen 
Finanzierungszusammenhang zwischen 
ersparter Steuerzahlung und Finanzierung 
der Investition zu fordern. Damit kann der 
Abzugsbetrag auch noch nachträglich zur 
Gewinnglättung oder Kompensation der 
Gewinnerhöhung aufgrund einer Betriebs-
prüfung geltend gemacht werden. Der 
Bundesfinanzhof weist ausdrücklich da-
rauf hin, dass der Zeitpunkt, zu dem der 
Abzugsbetrag geltend gemacht wird, al-
lein im Allgemeinen keine Rückschlüsse 
auf das Vorliegen oder Fehlen der Investi-
tionsabsicht zulässt und der Abzugsbetrag 
auch nicht bereits bei der erstmaligen 
Einreichung der Steuererklärung geltend 
gemacht werden muss. 

 

Sachbezugswerte für 2017 

Der Bundesrat hat im November 2016 die 
neuen Sachbezugswerte  für das Jahr 2017 
beschlossen. Im Vergleich zum laufenden 
Jahr erhöhen sich nur die Sachbezugswer-
te für Mahlzeiten um 2 %, während der 
Wert für eine freie Unterkunft unverän-
dert bleibt. Die Sachbezugswerte betra-
gen in 2017 bundeseinheitlich 

· für eine freie Unterkunft monatlich 
223 Euro oder täglich 7,43 Euro; 

· für unentgeltliche oder verbilligte 
Mahlzeiten kalendertäglich 8,04 Euro 
(2016: 7,87 Euro), davon entfallen 
1,70 Euro auf ein Frühstück und je 
3,17 Euro auf ein Mittag- oder Abend-
essen. Der monatliche Sachbezugswert 
beträgt 241 Euro (bisher 236 Euro; 
Frühstück 51 statt 50 Euro, Mittag- und 
Abendessen 95 statt 93 Euro). 

 

Beitragsbemessungsgrenzen 2017 

Zum 1. Januar 2017 wurden die Beitrags-
bemessungsgrenzen der Sozialversiche-
rung und andere Sozialversicherungswerte 
wieder wie jedes Jahr an die Lohnent-
wicklung im vorangegangenen Jahr ange-
passt. Die Löhne und Gehälter sind 2015 
um durchschnittlich 2,65 % gestiegen, 
wobei Ostdeutschland mit 3,91 % deutlich 
über den alten Bundesländern liegt. 

· Die Beitragsbemessungsgrenze in der 
Renten- und Arbeitslosenversicherung 
steigt im Westen um 1.800 Euro auf 
76.200 Euro (6.350 Euro mtl.). Im Os-
ten steigt sie um 3.600 Euro auf dann 
68.400 Euro (5.700 Euro mtl.). 

· In der knappschaftlichen Versicherung 
steigt die Grenze im Westen um 2.400 
Euro auf dann 94.200 Euro (7.850 Euro 
mtl.). Im Osten beträgt die Erhöhung 
beachtliche 4.200 Euro auf dann 
84.000 Euro (7.000 Euro mtl.). 

· In der Kranken- und Pflegeversiche-
rung ist die Beitragsbemessungsgrenze 
bundesweit einheitlich festgelegt und 
erhöht sich um 1.350 Euro auf jetzt 
52.200 Euro (4.350 Euro mtl.). Die Ver-
sicherungspflichtgrenze liegt allerdings 
5.400 Euro höher bei 57.600 Euro im 
Jahr (4.800 Euro mtl.). 

Die Bezugsgröße, die zum Beispiel für die 
Mindestbeitragsbemessungsgrundlage für 
freiwillige Mitglieder in der gesetzlichen 
Krankenversicherung relevant ist, steigt 
im Westen, wieder um 840 Euro im Jahr. 
Der neue Wert beträgt damit im Westen 
35.700 Euro im Jahr (2.975 Euro mtl.). Im 
Osten erhöht sich die Bezugsgröße sogar 
um 1.680 Euro auf dann 31.920 Euro im 
Jahr (2.660 Euro mtl.). 
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· Steuererklärung: Mit der Steuererklärung müssen künftig weni-
ger Belege eingereicht werden. Weil die Steuerzahler von den zu-
ständigen Stellen ohnehin über die ans Finanzamt übermittelten 
Daten informiert werden müssen, brauchen die Angaben nicht 
mehr in die Steuererklärung übertragen zu werden, wenn der 
Steuerzahler die mitgeteilten Daten für richtig hält. In diesem Fall 
gelten die von Dritten übermittelten Angaben als vom Steuerzah-
ler angegeben, und die Steuererklärung ist in dieser Hinsicht au-
tomatisch vollständig. Sind die Daten zu Ungunsten des Steuerzah-
lers unrichtig, muss der Steuerbescheid geändert werden, und 
zwar auch dann, wenn der 
Fehler erst nach Ablauf der 
Einspruchsfrist bemerkt wird. 

· Spendenbescheinigungen: 
Bescheinigungen für Spenden 
im Jahr 2017 müssen nur noch 
auf Anforderung dem Finanz-
amt vorgelegt werden. Der 
Empfänger kann mit Zustim-
mung des Spenders die Spende auch direkt an die Finanzverwal-
tung melden, womit die Belegvorhaltepflicht wegfällt. Andernfalls 
sind Spendenbescheinigungen ein Jahr ab Erhalt des Steuerbe-
scheids aufzubewahren, sofern sie nicht ohnehin schon dem Fi-
nanzamt vorgelegt wurden. 

· Rechen- und Schreibfehler: Ab 2017 wird die Aufhebung oder 
Änderung von Steuerbescheiden vorgeschrieben, falls dem Steuer-
zahler bei der Erstellung seiner Steuererklärung Schreib- oder Re-
chenfehler unterlaufen sind und er deshalb dem Finanzamt rechts-
erhebliche Tatsachen nicht mitgeteilt hat. ³ 

 

Änderungen für Familien und Privatpersonen 
Das neue Jahr bringt höhere Freibeträge und einen Ausgleich 
der kalten Inflation bei der Einkommensteuer. 
Die Steuerzahler können sich wegen der Inflationsanpassung der 
Einkommensteuer über ein paar Euro mehr im Geldbeutel freuen. 
Bei Gutverdienern wird die Ersparnis allerdings leicht von höheren 
Sozialversicherungsbeiträgen aufgezehrt. 

· Freibeträge: Zum 1. Januar 2017 wurde das steuerfreie Exis-
tenzminimum von 8.652 Euro um 168 Euro auf 8.820 Euro angeho-
ben. Neben dem Grundfreibetrag wird auch der Kinderfreibetrag 
erhöht, und zwar um 108 Euro auf 7.356 Euro. 

· Kindergeld: Als Folge der Erhöhung des Kinderfreibetrags steigt 
auch das Kindergeld um monatlich 2 Euro je Kind. 

· Kinderzuschlag: Eine Erhöhung um monatlich 10 Euro auf 170 
Euro kommt Eltern zugute, die zwar ihren eigenen Bedarf bestrei-
ten können, aber nicht über ausreichend finanzielle Mittel verfü-
gen, um den Bedarf ihrer Kinder zu decken. 

· Unterhaltshöchstbetrag: Der Unterhaltshöchstbetrag wird für 
2017 auf 8.820 Euro erhöht. Die Erhöhung entspricht der Anhebung 
des Grundfreibetrags und führt dazu, dass künftig höhere Unter-
haltsleistungen steuerlich berücksichtigt werden können. 

· Kalte Progression: Zum Ausgleich der 2016 entstandenen kal-
ten Progression werden die Eckwerte des Steuertarifs um die ge-
schätzte Inflationsrate für 2016 in Höhe von 0,73 % erhöht. ³ 

Änderungen für Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer 

Die Zahl der Änderungen, die Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer betreffen, ist diesmal 
überschaubar. Die wichtigste Änderung ist 
ohne Zweifel die Anhebung des Mindest-
lohns, die eine Überprüfung bestehender 
Arbeitsverträge im Niedriglohnbereich 
notwendig macht, um späteren Schwie-
rigkeiten vorzubeugen. 

· Mindestlohn: Der gesetzliche Mindest-
stundenlohn ist zum 1. Januar 2017 um 
34 Cent auf 8,84 Euro gestiegen. Die 
nächste Erhöhung steht in zwei Jahren 
– also 2019 - an. 

· Elektromobilität: Das Aufladen priva-
ter Elektro- oder Hybridfahrzeuge im 
Betrieb des Arbeitgebers ist von 2017 
bis einschließlich 2020 steuerfrei. Die 
Steuerbefreiung des Ladestroms gilt 
auch für privat genutzte Dienstwagen. 
Zusätzlich wird – ebenfalls von 2017 
bis 2020 - die Überlassung von Lade-
vorrichtungen an Arbeitnehmer be-
günstigt. Die zeitweise Überlassung ist 
komplett steuerfrei, die dauerhafte 
Übereignung kann pauschal mit 25 % 
besteuert werden. 

· Lohnsteuer: Bei der Berechnung der 
Lohnsteuer sind ab Januar die höheren 
Freibeträge und Eckwerte im Steuerta-
rif zu berücksichtigen. Weiterhin muss 
der Lohnsteuer-Jahresausgleich für das 
Vorjahr nun spätestens im Februar er-
folgen statt wie bisher im März. Au-
ßerdem soll mit dem Zweiten Bürokra-
tieentlastungsgesetz im Frühjahr der 
Grenzbetrag, bis zu dem eine quar-
talsweise Lohnsteueranmeldung mög-
lich ist, von 4.000 Euro auf 5.000 Euro 
angehoben werden. 

· SV-Beiträge: Wenn bei der Fälligkeit 
der Sozialversicherungsbeiträge der 
endgültige Arbeitslohn noch nicht be-
kannt ist, muss bisher die voraussicht-
liche Höhe der Beiträge geschätzt und 
abgeführt werden. Die Differenz zwi-
schen Schätzung und endgültigem Be-
trag ist dann im Folgemonat mit zu be-
rücksichtigen. Ab 2017 soll das verein-
fachte Verfahren allen Arbeitgebern 
offenstehen. Dabei werden einfach die 
Beiträge des Vormonats als Grundlage 
genommen und wie bisher die Diffe-
renz im Folgemonat ausgeglichen. Eine 
aufwendige Schätzung ist damit nicht 
mehr notwendig. Diese Änderung ist 
Teil des noch nicht verabschiedeten 
Zweiten Bürokratieentlastungsgeset-
zes, gilt also derzeit noch nicht, wird 
aber aller Voraussicht nach im Früh-
jahr rückwirkend in Kraft treten. 
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Neue Regeln für den Jahresabschluss 2016 
Das Bilanzrichtlinie-Umsetzungsgesetz aus dem Sommer 2015 
enthält wichtige Änderungen bei der Bilanzierung, die für den 
Jahresabschluss 2016 erstmals verbindlich anzuwenden sind. 
Verschiedene Vorgaben der EU zur Harmonisierung der Rechnungs-
legung wurden im Juli 2015 mit dem Bilanzrichtlinie-Umsetzungs-
gesetz (BilRUG) in deutsches Recht umgesetzt. Das Gesetz enthält 
Erleichterungen, aber auch wichtige Änderungen bei den gesetzli-
chen Vorgaben für den Jahresabschluss. Die Änderungen sind für 
das nach dem 31. Dezember 2015 beginnende Geschäftsjahr ver-
bindlich anzuwenden, erstmals also für die Bilanz des Jahres 2016. 
Insbesondere umfasst das Gesetz folgende Änderungen: 

· Schwellenwerte: Durch die Anhebung der Schwellenwerte wird 
der Kreis der kleinen Kapitalgesellschaften erweitert. Die Wer-
te werden auf eine Bilanzsumme von maximal 6 Mio. Euro und 
einen Umsatzerlös von maximal 12 Mio. Euro angehoben. Auch 
die Schwellenwerte für große Kapitalgesellschaften und für die 
Konzernrechnungslegung werden erhöht, und zwar auf 20 Mio. 
Euro (Bilanzsumme) und 40 Mio. Euro (Umsatzerlöse). 

· Umsatzerlöse: Die Umsatzerlöse wurden neu definiert und da-
bei deutlich ausgeweitet. Jetzt gehören dazu auch Erträge, die 
bisher unter andere Ertragsarten fielen, insbesondere Teile der 
sonstigen und außerordentlichen Erträge. Die bisherige Be-
schränkung auf die gewöhnliche Geschäftstätigkeit ist wegge-
fallen. Umsatzerlöse sind nun alle Erlöse aus dem Verkauf und 
der Vermietung oder Verpachtung von Produkten sowie aus der 

Erbringung von Dienstleis-
tungen der Kapitalgesell-
schaft nach Abzug von Erlös-
schmälerungen und der Um-
satzsteuer sowie sonstiger 
direkt mit dem Umsatz ver-
bundener Steuern. Zu den 
Umsatzerlösen gehören da-
mit künftig beispielsweise 

Umsätze aus der Betriebskantine für die Arbeitnehmer oder 
Vermietungseinkünfte auch dann, wenn die Vermietung nicht 
Teil des Geschäftszwecks ist. Nicht zu den Umsatzerlösen gehö-
ren damit nur noch durchlaufende Posten, die verbleibenden 
sonstigen Erträge sowie der Finanzierungsbereich (Zinserträge). 
Der Verkauf von Anlagegütern wäre beispielsweise ein sonstiger 
Ertrag, weil die Umsatzerlöse laut der Gesetzesbegründung eine 
gewisse Nähe zum Umlaufvermögen erfordern. Die Vermietung 
von Anlagegütern dagegen fällt unter die Umsatzerlöse. 

· Anschaffungspreisminderungen: Minderungen des Anschaf-
fungspreises sind nur dann von den Anschaffungskosten eines 
Vermögensgegenstands abzusetzen, wenn sie dem Gegenstand 
einzeln zuordenbar sind. Ist das nicht der Fall, sind Anschaf-
fungspreisminderungen jetzt ertragswirksam in den Umsatzerlö-
sen zu erfassen. 

· Außerordentliche Ergebnisse: Der Ausweis von außerordentli-
chen Ergebnissen wurde aus der GuV gestrichen und in den Bi-
lanzanhang verlagert. 

· Bilanzanhang: Für kleine Kapitalgesellschaften wurde der Kata-
log der Mindestangaben im Anhang zum Jahresabschluss redu-
ziert. Es wird auf Angaben verzichtet, die typischerweise nur 
für das Verständnis von Kapitalgesellschaften ab einer gewissen 

Änderungen für Kapitalanleger 

Für Kapitalanleger gibt es dieses Jahr nur 
eine wirklich weitreichende Änderung, 
aber die hat es in sich. Denn Banken in 
anderen Ländern melden ab diesem Jahr 
die Guthaben und Kapitalerträge deut-
scher Anleger an den Fiskus. Weil es 
dadurch kaum noch möglich ist, Sparkon-
ten und Zinserträge vor dem Finanzamt zu 
verbergen, gibt es bereits Forderungen 
aus der Politik, die Abgeltungsteuer abzu-
schaffen und Kapitalerträge wieder mit 
dem regulären Steuersatz zu besteuern. 

· Informationsaustausch: Zum 1. Januar 
2017 ist der internationale Informati-
onsaustausch über Auslandskonten ge-
startet. Ausländische Banken melden 
dabei die im Jahr 2016 erzielten Kapi-
talerträge einschließlich möglicher 
Verkaufserlöse oder Einlösungsgewinne 
sowie den Konto- oder Depotstand am 
31. Dezember 2016 an den deutschen 
Fiskus. An diesem Datenaustausch sind 
bereits mehr als 50 Staaten beteiligt. 
Einige Länder – darunter die Schweiz – 
starten jedoch erst 2018 mit der Da-
tenübermittlung. 

· Spekulationsgeschäfte: Bei privaten 
Veräußerungsgeschäften wird eine Lü-
cke im Steuerrecht gestopft. Steuer-
pflichtig sind nun auch Veräußerungs-
geschäfte, bei denen der Verkauf des 
Wirtschaftsguts vor dem Erwerb liegt 
(Leerverkauf). Bis zur Einführung der 
Abgeltungsteuer gab es eine entspre-
chende Regelung, die dann aber ge-
strichen und jetzt wieder ins Gesetz 
aufgenommen wurde. Die Änderung 
gilt für Veräußerungsgeschäfte, für die 
der zugrundeliegende Vertrag nach 
dem 23. Dezember 2016 geschlossen 
wurde. 

· Beteiligungserträge: Für die Erträge 
aus der Beteiligung an einer Kapitalge-
sellschaft ist auf Antrag auch eine Be-
steuerung nach dem normalen Tarif 
statt mit der Abgeltungsteuer möglich, 
was im Einzelfall günstiger sein kann. 
Voraussetzung ist aber, dass die Betei-
ligung mindestens 25 % beträgt oder – 
wenn der Anteilseigner beruflich für 
die Gesellschaft tätig ist - mindestens 
1 %. Nun genügt bei einer Beteiligung 
unter 25 % nicht mehr allein eine be-
rufliche Tätigkeit, der Anteilseigner 
muss auch maßgeblichen Einfluss auf 
die wirtschaftliche Tätigkeit der Ge-
sellschaft nehmen können. Diese Än-
derung hebelt ein Urteil des Bundesfi-
nanzhofs aus, der einer mit 5 % an der 
Gesellschaft beteiligten Assistentin der 
Geschäftsleitung den niedrigeren tarif-
lichen Steuersatz zugesprochen hatte. 
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Größe nachgefragt werden. Dafür werden einige neue Pflichtan-
gaben eingeführt, die aber fast alle nur für mittelgroße Kapitalge-
sellschaften zwingend sind, beispielsweise ein Anlagenspiegel o-
der eine gesonderte Anteilsbesitzliste. 

· Immaterielle Vermögensgegenstände: Lässt sich bei bestimm-
ten immateriellen Vermögensgegenständen die tatsächliche Nut-
zungsdauer nicht verlässlich schätzen, müssen die ab 2016 akti-
vierten oder erworbenen Vermögensgegenstände über einen Zeit-
raum von 10 Jahren abgeschrieben werden. Das betrifft  selbst 
geschaffene immaterielle Vermögensgegenstände des Anlagever-
mögens sowie einen entgeltlich erworbenen Geschäfts- oder Fir-
menwert. 

· Herstellungskosten: Bei der Aktivierung selbst hergestellter 
Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens wurde das steuerrechtliche 
Aktivierungsgebot für Kosten der allgemeinen Verwaltung sowie 
Aufwendungen für soziale Einrichtungen des Betriebs, für freiwil-
lige soziale Leistungen und für die betriebliche Altersversorgung 
dem handelsrechtlichen Aktivierungswahlrecht angeglichen. Diese 
Kosten brauchen also künftig nicht mehr extra für die Steuerbi-
lanz ermittelt werden, wenn sie auch in der Handelsbilanz nicht 
aktiviert worden sind. ³ 

 

Falls diese Informationen Ihr Interesse gefunden haben und Sie 
noch Fragen oder Interesse an einer Beratung haben, stehen wir 
Ihnen gerne zur Verfügung. Bitte vereinbaren Sie dann einen Ter-
min oder wenden Sie sich per Mail oder per Fax an uns. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

                

 
eichholz und partner 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

· Steuerbescheinigungen: Bisher muss-
ten Banken eine Steuerbescheinigung 
auf Papier ausdrucken und an ihre 
Kunden versenden. Jetzt ist auch eine 
elektronische Übermittlung der Steu-
erbescheinigung durch die Bank zuläs-
sig. Auf Wunsch des Kunden muss die 
Bescheinigung aber weiter auf Papier 
ausgestellt und zugeschickt werden. 

· Cum/Cum Treaty Shopping: Mit der 
Reform der Investmentbesteuerung, 
die 2018 in Kraft treten wird, wurde 
bereits eine rückwirkende Änderung in 
Kraft gesetzt, die viele Cum/Cum-
Geschäfte aushebelt. Diese Änderung 
wird ab 2017 durch eine zweite Rege-
lung ergänzt, die das sogenannte 
Cum/Cum Treaty Shopping verhindern 
soll, bei dem sich die Empfänger von 
Dividendenzahlungen aus Deutschland 
über Doppelbesteuerungsabkommen 
einen niedrigeren Quellensteuersatz 
verschaffen. Die Regelung sieht eben-
falls eine Mindesthaltedauer von 91 
Tagen rund um den Dividendenstichtag 
sowie die Tragung eines Wertände-
rungsrisikos vor. Anzuwenden ist sie 
bei einem Quellensteuersatz von unter 
15 % auf Streubesitzdividenden. 

 


